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Geſetz-Sammlung 
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Koͤniglichen Preußiſchen een 


5 Nr. 21. 5 


(Nr. 5077.) Beſtaͤtigungs-urkunde, betreffend das Statut der unter der Benennung „Stein— 
kohlenbergbau-⸗Aktiengeſellſchaft Vollmond“ errichteten und in Bochum 
domizilirten Aktiengeſellſchaft. Vom 9. Mai 1859. 


Im Namen Sr. Majeſtät des Königs. 


Wie Wilhelm, von Gottes Gnaden Prinz von Preußen, 
Regent, 

fuͤgen hiermit zu wiſſen, daß Wir die Errichtung einer Aktiengeſellſchaft unter 
der Benennung „Steinkohlenbergbau-Aktiengeſellſchaft Vollmond“, welche beab⸗ 
ſichtigt, innerhalb des Maͤrkiſchen Bergamtsbezirks Bochum im Regierungs- 
bezirk Arnsberg Bergwerke zur Ausbeutung von Steinkohlen und ſonſtigen 
beibrechenden Mineralien zu erwerben und zu betreiben; Steinkohlen zu foͤr— 
dern, zu verkaufen und zu verkoken und die zu dieſen Zwecken von der Geſell⸗ 
ſchaft dienlich befundenen Grundſtuͤcke, Wege, Strecken, Eiſenbahnen, Trans⸗ 
portmittel und Gebaͤude, ſowohl uͤber als unter Tage zu erwerben — auf 
Grund des Geſetzes vom 9. November 1843. genehmigt und dem in der no— 
tariellen Urkunde vom 26. März 1859. feflgeftellten Geſellſchaftsſtatut die lan⸗ 
desherrliche Beſtaͤtigung ertheilt haben. N 

Wir befehlen, daß dieſe Urkunde mit dem vorerwaͤhnten notariellen Akte 
vom 26. Maͤrz 1859. fuͤr immer verbunden und nebſt dem Wortlaut des Sta⸗ 
tuts durch die Geſetz-Sammlung und durch das Amtsblatt der Regierung zu 
Arnsberg zur oͤffentlichen Kenntniß gebracht werde. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 9. Mai 1859. 


(L. S.) Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 
v. d. Heydt. Simons. 
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Ausgegeben zu Berlin den 6. Juni 1859. 


2). 


Statut 


der 


Steinkohlenbergbau-Aktiengeſellſchaft Vollmond zu Bochum. 


Titel I. 
19. n 3 
Bildung, Namen, Sitz, Dauer und Zweck der Geſellſchaft. 


H. 1. 


Unter Vorbehalt der landesherrlichen Genehmigung wird zwiſchen den 
Unterzeichneten und allen denjenigen, welche ſich durch nachträglichen Beitritt 
oder durch Erwerbung von Aktien betheiligen werden, durch gegenwaͤrtige Ur— 
kunde und auf Grund des Geſetzes vom 9. November 1843. eine Aktiengeſell⸗ 
ſchaft unter der Firma: 1 


„Steinkohlenbergbau-Aktiengeſellſchaft Vollmond“ 
errichtet. 


9. 2. 


„Die Geſellſchaft hat ihren Sitz in Bochum und ihren Gerichtsſtand vor dem 
Koͤniglichen Kreisgerichte daſelbſt; doch iſt die Geſellſchaft verpflichtet, neben dem 
Gerichtsſtande ihres Wohnſitzes auch bei den Gerichten des Inlandes, in de⸗ 
ren Bezirken fie gewerbliche Etabliſſements beſitzt, wegen der auf letztere ſich 
beziehenden Gefchäfte und Verbindlichkeiten, als Beklagte Recht zu nehmen. 
Auf Klagen der Aktionaire als ſolcher gegen die Geſellſchaft findet dieſe Be— 
ſtimmung keine Anwendung. 
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Die Dauer der Geſellſchaft wird auf funfzig Jahre, vom Tage der 
landesherrlichen Beſtaͤtigung des Statuts gerechnet, feſigeſetzt. Eine Verlaͤn⸗ 
gerung derſelben kann vor Ablauf dieſer Friſt von der Generalverſammlung 
nach naͤherer Beſtimmung des H. 31. beſchloſſen werden. Dieſer Beſchluß un— 
terliegt der landesherrlichen Genehmigung. 


H. 4. 


Der Zweck der Geſellſchaft iſt: 


Erwerbung und Betrieb von Bergwerken zur Ausbeutung von Stein⸗ 
kohlen und ſonſtigen beibrechenden Mineralien in dem Koͤniglich Preu— 
ßiſchen 
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ßiſchen Maͤrkiſchen Bergamtsbezirke Bochum; Förderung, Verkauf und 
een von Steinkohlen und Erwerbung der zu ſolchen Zwecken von 
der Geſellſchaft dienlich befundenen Grundſtuͤcke, Wege, Strecken, Eiſen⸗ 
bahnen, Transportmittel und Gebaͤude, ſowohl uͤber als unter Tage. 


Titel II. 
Geſellſchaftskapital, Aktien und Aftionaire. 


$. 5. 


Das Geſellſchaftskapital iſt auf die Summe von Einer Million Thaler 
elk i welches in fünftaufend Stück Aktien, jede zu zweihundert Thalern, 
getheilt iſt. 


H. 6. 


Die Aktien der Steinkohlenbergbau-Aktiengeſellſchaft Vollmond werden, 
auf den Inhaber lautend, nach Formular A. in der Anlage ausgefertigt, mit 
einer fortlaufenden Nummer verſehen und aus einem Stammregiſter ausgezogen. 
Die Aktien werden von drei Mitgliedern des Verwaltungsrathes unterzeichnet. 
Die Einzahlungen erfolgen nach dem Beduͤrfniſſe der Geſellſchaft auf Aufforde⸗ 
rung des Verwaltungsrathes durch die im F. 11. erwähnten Geſellſchaftsblaͤt⸗ 
ter in Raten von hoͤchſtens zwanzig Prozent und in Zwiſchenraͤumen von nicht 
weniger als zwei Monaten an die Geſellſchaftskaſſe zu Bochum, oder an die 
in der Aufforderung des Verwaltungsrathes naͤher zu bezeichnenden Bank— 
haͤuſer anderer Orte. Die eingezahlten Betraͤge werden, vom Tage der Ein⸗ 
zahlung anfangend, mit fuͤnf Prozent verzinſet. Auch ſteht es den Aktionairen 
frei, den ganzen Betrag ihrer Aktien ſofort einzuzahlen, und wird dieſer dann 
ebenfalls mit fuͤnf Prozent verzinſet. Die Verzinſung der Theilzahlungen wird 
durch Kuͤrzung an den jedesmal naͤchſten Zahlungen regulirt. Die Verzinſung 
überhaupt hört dann auf, wenn die letzte Theilzahlung eingefordert iſt, bezuͤg⸗ 
lich, wenn vom Tage der erſten Einzahlung an zwei Jahre verfloſſen ſind. 

Mit jeder Aktie werden fuͤr fuͤnf Jahre Dividendenſcheine nach Formu⸗ 
lar B. nebſt Talon laut Formular C, ausgegeben, welche die Unterſchrift von 
drei Mitgliedern des Verwaltungsrathes tragen und nach Ablauf des letzten 
Jahres durch neue erſetzt werden. 


H. 7. 


Derjenige Aktionair, welcher innerhalb der nach F. 6. beſtimmten Friſt 
die Zahlung nicht leiſtet, hat fuͤnf Prozent Verzugszinſen des ausgeſchriebenen 
Betrages mit demſelben zu entrichten. 

Wenn innerhalb zweier Monate nach einer erneuerten, durch rekomman⸗ 
dirte Briefe an den aus der urfprünglichen Aktienzeichnung oder aus der letz⸗ 
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ten Ratenzahlung dem Verwaltungsrathe bekannten Inhaber geſchehenen und 
durch die Geſellſchaftsblaͤtter zu erlaſſenden Aufforderung die Zahlung nicht 
erfolgt, ſo iſt die Geſellſchaft berechtigt, die bis dahin gezahlten Raten zum 
Vortheil der Geſellſchaft als verfallen und die durch die Ratenzahlung, ſowie 
durch die urfprüngliche Aktienzeichnung dem Aktionair gegebenen Anfprüche auf 
den Empfang von Aktien, als erloſchen zu erklaͤren. Eine ſolche Erklaͤrung 
erfolgt auf den Beſchluß des Verwaltungsrathes durch Bekanntmachung in 
den Geſellſchaftsblaͤttern, unter Angabe der Nummer der Aktie, reſp. des Quit⸗ 
tungsbogens. An die Stelle der auf dieſe Weiſe ausgeſchiedenen Aktionaire 
koͤnnen von dem Verwaltungsrathe neue Aktienzeichner zugelaſſen werden. Ge⸗ 
gen den Beſchluß des Berwaltungsrathes, wodurch der Aktionair wegen nicht 
rechtzeitig geleiſteter Zahlung eines eingeforderten Aktienbetrages ſeiner Rechte 
verluſtig erklärt worden, kann derſelbe innerhalb vier Wochen, von dem Tage 
der Öffentlichen Bekanntmachung des Beſchluſſes, ſich von der Generalverfamm- 
lung reſtituiren laſſen. Will der Verwaltungsrath von der Befugniß, die ein- 
gezahlten Raten verfallen und die Anſpruͤche erloſchen zu erklären, keinen Ge⸗ 
brauch machen, fo ift er ſtatt deſſen auch berechtigt, die fälligen Einzahlungen 
nebſt Zinſen gegen die erſten Aktienzeichner, ſo lange dieſelben geſetzlich ver⸗ 
haftet find, oder gegen diejenigen, welche mit Rechtsverbindlichkeit an deren 
Stelle getreten ſind, gerichtlich einzuklagen. 


H. 8. * 


Ueber die gemachten Einzahlungen werden auf den Namen lautende 
Interimsſcheine (Quittungsbogen) ausgegeben, die von zwei Mitgliedern des 
Verwaltungsrathes, oder einem Mitgliede deſſelben und dem Kaſſirer der Ge- 
ſellſchaft, deſſen Name und Berechtigung öffentlich in den im H. 11. bezeichne⸗ 
ten Geſellſchaftsblaͤttern bekannt gemacht iſt, vollzogen werden. Nach erfolg⸗ 
ter voller Einzahlung werden die Quittungsbogen gegen die Aftiendofumente 
umgetauſcht. Ein jeder Aktienzeichner iſt zwar befugt, ſeine Rechte aus der 
Zeichnung und den von ihm geleiſteten Einzahlungen auf Andere zu uͤbertra— 
gen, er bleibt aber fuͤr den vollen Betrag des von ihm gezeichneten Aktienkapi⸗ 
tals verpflichtet und kann von dieſer Verbindlichkeit vor Einzahlung von vier⸗ 
zig Prozent gar nicht, nach Einzahlung von vierzig Prozent nur durch Be⸗ 
ſchluß des Verwaltungsrathes der Geſellſchaft befreit werden. 


Die Geſellſchaft ift berechtigt, aber nicht verpflichtet, die Echtheit der 
Unterſchriften der etwa geſchehenen Uebertragungen von Quittungsbogen zu 
pruͤfen. 


K 91 
Nur bis zum Betrage der Aktien iſt jeder Aktionair zur Zahlung ver⸗ 
pflichtet, mit Ausnahme der im H. 7. vorgeſehenen Zinszahlung. 
Jeder Aktionair nimmt durch die Zeichnung oder durch den Erwerb einer 
Aktie, ſoweit es ſich um die Erfüllung feiner Verpflichtungen gegen die 8 
ſchaft, 
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ſchaft, oder uͤberhaupt um Streitigkeiten mit derſelben handelt, feinen Gerichts- 

and vor dem Koͤniglichen Kreisgerichte zu Bochum. Alle Inſinuationen an 
die Aktionaire erfolgen gültig an die von ihnen zu beſtimmende, in Bochum 
wohnende Perſon, oder an das von ihnen zu bezeichnende, daſelbſt vorhandene 
Haus, nach Maaßgabe des F. 21. Titel 7. Theil I. der Allgemeinen Gerichts- 
Ordnung, und in Ermangelung der Beſtimmung einer Perſon oder eines Hau⸗ 
ſes in Bochum auf dem Prozeßbuͤreau des Königlichen Kreisgerichts daſelbſt. 


H. 10. 


Wenn Aktien, Interimsquittungen oder Talons verloren gehen oder ver- 
nichtet werden, iſt deren Aufgebot und Mortifikation bei dem Königlichen Kreis⸗ 
gerichte zu Bochum zu veranlaſſen. Das desfallſige Verfahren findet nach 
den allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften ſtatt. Die oͤffentlichen Aufgebote er⸗ 
folgen jedenfalls auch durch die im F. 11. bezeichneten Blätter. An Stelle 
der gerichtlich für mortifizirt erklaͤrten Aktien, Interimsquittungen oder Talons 
fertigt der Verwaltungsrath, unter Eintragung des Datums des rechtskraͤfti⸗ 
gen Urtheils in das Stammregiſter, neue Dokumente aus. s 

Verlorene oder vernichtete Dividendenſcheine koͤnnen nicht mortifizirt wer⸗ 
den. Doch ſoll demjenigen, welcher den Verluſt von Dividendenſcheinen vor 
Ablauf der Verjährungsfrift (§. 28.) bei dem Verwaltungsrathe angemeldet 
und den ſtattgehabten Beſitz durch Vorzeigung der Aktie oder ſonſt in glaub⸗ 
hafter Weiſe dargethan hat, nach Ablauf der Verjaͤhrungsfriſt der Betrag 
der angemeldeten und bis dahin nicht vorgekommenen Dividendenſcheine aus— 
gezahlt werden. 


§. 11. 


Alle oͤffentlichen Bekanntmachungen der Geſellſchaft erfolgen: 


1) in dem Preußiſchen Staats⸗Anzeiger, 

2) in dem Amtsblatte der Königlichen Regierung zu Arnsberg, 
3) in der Colniſchen Zeitung, 

4) in dem Bochumer Kreisblatte, 

5) in der Voſſiſchen Zeitung in Berlin. 


Geht eines dieſer Blätter ein, fo ſoll die Veroͤffentlichung in den uͤbrig 
bleibenden Blaͤttern ſo lange genuͤgen, bis die nächfte Generalverſammlung an 
die Stelle des eingegangenen Blattes ‚ mit Genehmigung der Königlichen Re⸗ 

ierung zu Arnsberg, ein anderes beſtimmt hat. Der Letzteren bleibt es uͤber⸗ 
aſſen, die Wahl anderer Blaͤtter zu fordern und noͤthigenfalls vorzuſchreiben. 
Die desfallſigen Verfuͤgungen ſowohl, wie die von der Generalverſammlung 
getroffene anderweitige Wahl eines Geſellſchaftsblattes, find durch das Amts 
blatt der Koͤniglichen Regierung zu Arnsberg, durch die uͤbrigbleibenden Gefell- 
ſchaftsblaͤtter und durch die Amtsblätter derjenigen Regierungen, in deren Be⸗ 
zirken die inlaͤndiſchen Geſellſchaftsblaͤtter erſcheinen, zu veröffentlichen, 
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Titel III. 
Vom Verwaltungsrathe. 


$. 42: 


Zur oberen Leitung der Geſchaͤfte der Geſellſchaft, ſowie zur Vertretung 
derſelben, wird ein aus ſieben Mitgliedern beſtehender Verwaltungsrath von 
der Generalverſammlung der Aktionaire gewählt. Die Majoritaͤt des Verwal⸗ 
tungsrathes, der Praͤſident und der Vicepräſident deſſelben, ſowie die Mehrheit 
der Mitglieder der Reviſionskommiſſion muͤſſen Inlaͤnder fein. Die Wahlver— 
handlung erfolgt nach der im H. 21. vorgeſchriebenen Form vor einem Notar 
oder Richter, und ein von dieſen uͤber das Reſultat derſelben ausgeſtellter Akt 
giebt die Legitimation der Verwaltung. Die Namen der Mitglieder des Ver⸗ 
waltungsrathes find durch die im $. 11. erwähnten Blaͤtter jährlich bekannt 
zu machen. 


Die Erneuerung des Verwaltungsrathes geſchieht in der Weiſe, daß 


a) in jedem der beiden erſten Jahre ihrer Funktion je zwei, 
b) in jedem dritten Jahre die drei am laͤngſten fungirenden Mitglieder 
deſſelben ausſcheiden. 


So lange ſich der Turnus noch nicht gebildet hat, werden die Ausſchei⸗ 
denden durch das Loos beſtimmt. Dieſelben ſind wieder waͤhlbar. Fuͤr Mit⸗ 
glieder des Verwaltungsrathes, welche waͤhrend ihrer Funktionsperiode aus— 
treten, waͤhlen die uͤbrigen in der naͤchſten Konferenz verſammelten Mitglieder 
andere, mit denſelben Befugniſſen und Pflichten, wie ein von der Generalver— 
ſammlung gewaͤhltes Verwaltungsrathsmitglied. Die Funktionen dieſer zur 
Ergaͤnzung des Verwaltungsrathes gewaͤhlten Mitglieder erloͤſchen mit dem 
Tage der naͤchſten Generalverſammlung der Aktionaire. In dieſer naͤchſten 
Generalverſammlung erfolgt die Neuwahl fuͤr das ausgeſchiedene Verwaltungs— 
rathsmitglied fuͤr die Zeit, welche der Ausgeſchiedene noch zu fungiren haben 
wuͤrde. Die interimiſtiſchen Ergaͤnzungswahlen muͤſſen ebenfalls zu gerichtlichem 
oder notariellem Protokoll erfolgen. Das Reſultat derſelben iſt durch die Ge— 
ſellſchaftsblaͤtter bekannt zu machen. 


$. 13. 

Jedes Mitglied des Verwaltungsrathes muß funfzehn Aktien fuͤr ſich in 
der Geſellſchaftskaſſe hinterlegen; dieſe bleiben, ſo lange die Funktionen des In⸗ 
habers als Verwaltungsrathsmitglied dauern, unveräußerlich und dienen als 
Pfand fuͤr die Sicherheit der Anſpruͤche der Geſellſchaft an das Mitglied. 

F. 14. 


Der Verwaltungsrath erwaͤhlt durch abſolute Stimmenmehrheit unter 
ſeinen 
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„ 
ſeinen Mitgliedern einen Praͤſidenten und einen Vieepraͤſidenten. Die Namen 
derſelben ſind durch die Geſellſchaftsblaͤtter bekannt zu machen. Ihre Funktionen 
dauern Ein Jahr, nach deſſen Ablauf beide wieder waͤhlbar ſind. Sind beide 


abweſend, ſo tritt das an Jahren aͤlteſte der anweſenden Mitglieder an 
deren Stelle. 


. 15. 


Der Verwaltungsrath iſt verpflichtet, ſeinen Geſchaͤftsbetrieb durch ein 
Reglement zu ordnen. Er verſammelt ſich, fo oft er es für noͤthig hält, an 
feſtzuſetzenden Tagen auf Einladung des Präfidenten, in der Regel mindeſtens 
jeden Monat am Sitze der Geſellſchaft, bezuͤglich im Geſellſchaftslokale, um 
von dem Gange des Geſchaͤfts Kenntniß zu nehmen und Erforderliches zu be⸗ 
ſchließen. Ausnahmsweiſe kann, wenn von der Mehrzahl der Mitglieder des 
Verwaltungsrathes der desfallſige Antrag geſtellt wird, der Verwaltungsrath 
auch an einem anderen Orte zuſammentreten. ; g 

Auf Antrag zweier Mitglieder iſt der Praͤſident verpflichtet, zu einer 
Verſammlung einzuladen. 5 

Die Beſchluͤſſe des Verwaltungsrathes werden nach einfacher Stimmen⸗ 
mehrheit der anweſenden Mitglieder gefaßt; im Falle der Stimmengleichheit 
entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. 

Zur Faſſung eines guͤltigen Beſchluſſes iſt die Anweſenheit von wenigſtens 
vier Mitgliedern erforderlich. Die Einladungen der Verwaltungsrathsmitglieder 
erfolgen mittelſt mindeſtens acht Tage vor der Verſammlung zur Poſt gegebener 
rekommandirter Briefe durch den Praͤſidenten oder Vieepraͤſidenten. Ueber 
die Verhandlungen ſind Protokolle aufzunehmen, welche von den Anweſenden 
zu unterzeichnen ſind. 


$. 16. 


Der Verwaltungsrath vertritt die Geſellſchaft in allen gerichtlichen und 
außergerichtlichen Angelegenheiten derſelben. Er ernennt und entlaͤßt alle Beamte 
der Geſellſchaft, beſtimmt ihre Beſoldung und ſonſtige Emolumente, ſchließt 
mit ihnen Vertraͤge ab und ertheilt ihnen Inſtruktionen und Vollmachten. Zur 
Anſtellung eines Beamten auf laͤnger als zehn Jahre oder mit einer Beſoldung 
von jaͤhrlich mehr als achthundert Thalern, außer freier Wohnung, Feuerung 
und Beleuchtung, ſowie zur Beſtimmung einer Tantieme fuͤr einen Beamten, 
bedarf es der Genehmigung der Generalverſammlung. Dieſelbe Genehmigung 
iſt erforderlich zur Erwerbung oder Veraͤußerung eines Immobile zum Preiſe 
von mehr als zehntauſend Thalern. Im Uebrigen erſtreckt ſich die Befugniß 
des Verwaltungsrathes zur Vertretung der Geſellſchaft in allen gerichtlichen 
und außergerichtlichen Angelegenheiten auch auf alle diejeuigen Faͤlle, in welchen 
die Geſetze eine Spezialvollmacht erfordern. Die Geſellſchaft wird nur durch 
ſolche Verträge, Vollmachten und andere Verhandlungen verpflichtet, deren 
Ausfertigung von mindeſtens zwei Mitgliedern des Verwaltungsrathes oder 
von einem Mitgliede des Verwaltungsrathes und einem Anderen a 
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find, der als folcher von dem Verwaltungsrathe beftellt und deſſen Name oͤffent⸗ 
lich durch die im H. 11. bezeichneten Geſellſchaftsblaͤtter bekannt gemacht iſt. 


§. 17. 


Der Vorſitzende des Verwaltungsrathes erhaͤlt eine Remuneration von 
vierhundert Thalern jährlich; außerdem erhaͤlt derſelbe, ſowie auch die übrigen 
Mitglieder des Verwaltungsrathes, von der befchloffenen Dividende eine Tantieme 
von fünf Prozent. An Reiſekoſten wird den Mitgliedern des Verwaltungsrathes 
die Verguͤtung der Lokomotionskoſten gewaͤhrt. Außerdem erhalten ſie, mit 
. des Vorſitzenden, für jeden Reiſe- und Funktionstag drei Thaler 

iaͤten. 

Der Generalverſammlung bleibt vorbehalten, uͤber die Remuneration des 
Verwaltungsrathes anderweite Beſtimmung zu treffen. 


Titel IV. 
Von den Generalverſammlungen. 


K 18. 


Die Generalverſammlung, regelmäßig konſtituirt, ftellt die Geſammt⸗ 
heit der Aktionaire dar. Nur die Inhaber von mindeſtens drei Aktien haben 
das Recht, an den Generalverſammlungen Theil zu nehmen und ihre Stimme 
abzugeben. Der Beſitz von je drei Aktien berechtigt zur Abgabe Einer Stimme. 
Zwei oder mehrere Inhaber von weniger als drei Aktien konnen einen auf 
Grund ſeiner eigenen Aktien ſtimmberechtigten Aktionair beauftragen, fuͤr ſie 
zu ſtimmen, ſo daß dieſer Mandatar, Namens ſeiner Machtgeber, fuͤr je drei 
Aktien Eine Stimme abzugeben hat. Kein Aktionair kann, ſei es auf Grund 
eigenen Aktienbeſitzes, oder zugleich als Bevollmaͤchtigter, mehr als fünfund- 
zwanzig Stimmen ausuͤben. Abweſende Aktionaire können ſich durch andere 
ſtimmberechtigte Aktionaire auf Grund einer ſchriftlichen Vollmacht vertreten 
laſſen. Minderjaͤhrige und andere Bevormundete werden durch ihre Vormuͤn⸗ 
der oder Kuratoren, Ehefrauen durch ihre Ehemaͤnner, moraliſche Perſonen 
durch ihre Repraͤſentanten, Handlungsfirmen auf Grund einer ſchriftlichen Voll— 
macht durch ihre Prokurafuͤhrer vertreten, auch wenn dieſe Vertreter nicht 
ſelbſt Aktionaire ſind. : 

Wer fein Stimmrecht in der Generalverſammlung ſelbſt ausuͤben oder 
durch Andere ausuͤben laſſen will, hat mindeſtens am Tage vor der General: 
verſammlung feine Aktien reſp. Interimsſcheine auf dem Geſchaͤftsbuͤreau 
des Verwaltungsrathes, oder bei den in der Einladung hierzu beſonders be— 
zeichneten Haͤuſern gegen Empfangsbeſcheinigung zu hinterlegen. Die Em⸗ 
pfangsbeſcheinigungen, aus welchen der Umfang des dem Aktionair zuſtehenden 
Stimmrechtes ſich ergeben muß, dienen als Legitimation zum Eintritt in die 
Generalverſammlung, und weiſt die danach anzufertigende Liſte die Anzahl der 
in der Verſammlung vorhandenen Stimmen nach. 5 10 
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F. 19. 


Der Verwaltungsrath beruft mittelſt öffentlicher Bekanntmachung durch 
die im H. 11. erwähnten Geſellſchaftsblätter ſowohl die regelmäßigen als 
außergewöhnlichen General ⸗Verſammlungen, letztere wenn er es für dienlich 
haͤlt, oder wenn wenigſtens dreißig Aktionaire, welche zuſammen mindeſtens 
ein Fünftel des geſammten Aktienkapitals repraͤſentiren, ſchriftlich bei dem 
Verwaltungsrathe darauf antragen. Die regelmaͤßigen Generalverſammlungen 
finden im Monate September jeden Jahres ſtatt. a 


Alle Generalverſammlungen ſind am Sitze der Geſellſchaft abzuhalten. 
Die Bekanntmachungen der regelmäßigen ſowohl als der außergewoͤhnlichen 
Generalverſammlungen ſollen zwei Mal, von vierzehn Tagen zu vierzehn 
Tagen, deren letzte mindeſtens vierzehn Tage vor dem Tage der Verſammlung 
zu erlaſſen iſt, ſtattfinden. 


H. 20. 


Alle Beſchluͤſſe der Generalverſammlung, mit Ausnahme der Faͤlle, fuͤr 
welche das gegenwaͤrtige Statut ein Anderes beſtimmt, werden mit abſoluter 
Stimmenmehrheit der anweſenden Aktionaire gefaßt. Sie ſind fuͤr alle Aktionaire 
bindend, auch fuͤr die nicht erſchienenen oder nicht vertretenen Aktionaire. Die 
Abſtimmung iſt oͤffentlich. Eine geheime Abſtimmung findet nur bei Wahlen 
($. 21.) und dann ſtatt, wenn dieſelbe in öffentlicher Abſtimmung vorher be⸗ 
ſchloſſen iſt. Bei der ſich bei oͤffentlicher Abſtimmung ergebenden Stimmen⸗ 
gleichheit entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. Bei in geheimer Abſtim⸗ 
mung ſich ergebender Stimmengleichheit iſt der zur Abſtimmung gebrachte An⸗ 
trag als abgelehnt zu betrachten. 


. 21. 


Die von der Generalverſammlung vorzunehmenden Wahlen erfolgen 
nach abſoluter Stimmenmehrheit in geheimer Abſtimmung. Tritt die abſolute 
Stimmenmehrheit nicht fofort beim erſten Skrutinium ein, fo werden die Ab⸗ 
ſtimmungen uͤber diejenigen, welche uͤberhaupt Stimmen erhalten haben, mit 
Ausſchluß desjenigen, auf welchen die wenigſten Stimmen gefallen find, fort- 
eſetzt, bis ſich die abſolute Stimmenmehrheit fuͤr Einen ergiebt. Bei Stimmen⸗ 
gleichheit entſcheidet das vom Vorſitzenden zu ziehende Loos. 


H. 22. 


Der Vorſitzende des Verwaltungsrathes hat den Vorſitz in der General- 
verſammlung zu fuͤhren. Er ernennt drei Skrutatoren aus den erſchienenen 
Aktionairen. Zu Skrutatoren konnen weder Mitglieder des Verwaltungs rathes, 
noch Beamte der Geſellſchaft ernannt werden. 
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Gegenſtaͤnde des Vortrages, der Berathung und reſp. der Entſcheidung 
in der ordentlichen Generalverſammlung ſind: 


a) Bericht des Verwaltungsrathes über die Lage des Geſchaͤftes im All: 
geimeinen und über die Reſultate des verfloſſenen Jahres im Beſonderen; 

b) Wahl der Mitglieder des Verwaltungsrathes; IL: 

c) Berathung und Beſchlußnahme über die Anträge einzelner Aftionaire. 

Sind ſolche Anträge dem Verwaltungsrathe nicht mindeſtens vierzehn 

Tage vor der Generalverſammlung ſchriftlich mitgetheilt, fo ift der Ver⸗ 

waltungsrath berechtigt, dieſelben bis zur naͤchſten ordentlichen oder 

außerordentlichen Generalverſammlung zuͤruͤckzuſtellen; 

Wahl von drei Kommiſſarien, welche den Auftrag erhalten, den Ge⸗ 

ſchaͤftsbetrieb und die Bilanz zu prüfen, welche letztere der naͤchſten 

regelmäßigen Generalverſammlung von dem Verwaltungsrathe vorzu⸗ 
legen iſt. Die Funktionen dieſer Kommiſſare fangen erſt einen Monat 
vor der Generalverſammlung an, in welcher die Bilanz vorzulegen iſt, 
und hören mit dem Schluſſe dieſer Verſammlung auf. Im Laufe des 

Monats ihrer Funktionen unterſuchen die Kommiſſarien im Domizil der 

Geſellſchaft die Rechnungen des vorhergehenden Jahres; ſie erhalten 

Einſicht von allen Schriften, deren Einſicht ſie verlangen, und erſtatten 

darüber Bericht in der Generalverſammlung. Dieſer Bericht der Kom⸗ 

miſſare — Rechnungsreviſoren ni muß dem Verwaltungsrathe acht Tage 
vor der Generalverſammlung eingereicht werden und ſpaͤteſtens Tages 
vor der Generalverſammlung zur Empfangnahme durch die Aktionaire 
im Geſchaͤftsbuͤreau bereit liegen. Die Generalverſammlung ertheilt oder 
verweigert nach Anhoͤrung und Diskuſſion des Berichts Decharge; 
Beſchlußnahme uͤber beſondere, von dem Verwaltungsrathe in der Ein⸗ 
ladung zur Generalverſammlung etwa bezeichnete Gegenftände; 

1) die Aufnahme von Anleihen für die Geſellſchaft, mögen dieſelben in Auf⸗ 
nahme baarer Beträge oder in der Eingehung von Schuldverbindlich- 
keiten, deren Deckung nicht aus den Einnahmen des laufenden Geſchaͤfts⸗ 
jahres erfolgen kann, beſtehen. 


Ueber den unter k. bezeichneten Gegenſtand der Berathung kann jedoch 
nur dann in den ordentlichen Generalverſammlungen beſchloſſen werden, wenn 
derſelbe in der Einladung ausdrücklich bekannt gemacht worden iſt. Auch be⸗ 
darf der Beſchluß, um verbindliche Kraft zu erhalten, noch der Genehmigung 
des Herrn Handelsminiſters. 


d 


— 


e 


— 


§. 23. 


Die außergewoͤhnlichen Generalverſammlungen beſchaͤftigen ſich nur mit 
denjenigen Gegenſtaͤnden, wozu fie berufen find. Eine außergewoͤhnliche 
Generalverſammlung iſt beſchlußfaͤhig, wenn darin mindeſtens zwei Drittel des 
Aktienkapitals vertreten ſind. Sollte eine ſolche Vertretung nicht vorhanden 
ſein, ſo wird von dem Verwaltungsrathe innerhalb ſechs Wochen, wenn nicht 
inzwiſchen eine ordentliche Generalverſammlung, in welcher der ee 

atu⸗ 
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ſtatutenmaͤßig erledigt werden kann, eintritt, eine anderweite außergewöhnliche 
Generalverſammlung ausgeſchrieben, in welcher die dann Anweſenden nach 
Stimmenmehrheit beſchließen. 


§. 24. 


Die Protokolle der Generalverſammlung werden notariell oder gericht⸗ 
lich aufgenommen, und von dem Vorſitzenden und mindeſtens Einem Mitgliede 
des Verwaltungsrathes und von denjenigen Aktionairen, welche es wuͤnſchen, unter⸗ 
zeichnet. Den Aktionairen, die eine Abſchrift der Protokolle verlangen, iſt ſolche 
auf ihre Koſten zu ertheilen. 


Titel V. 
Bilanz. Dividende und Reſervefonds. 


H. 25. 


Am letzten Tage des Monats Juni jeden Jahres wird ein Inventar 
über die Aktiva und Paſſiva der Geſellſchaft errichtet und in ein dazu beſtimm⸗ 
tes Buch eingetragen. Bei Aufſtellung des Inventars werden die Vorraͤthe 
nach den laufenden Preiſen und noch nicht verwendete Materialien zu Gruben⸗ 

ebaͤuden zum koſtenden Preiſe berechnet. Wie viel von dem Werthe der 
Immobilien, Mobilien und zweifelhaften Forderungen abgeſchrieben werden ſoll, 
beftimmt der Verwaltungsrath. Von dem Werthe der Immobilien und Mo⸗ 
bilien, ſowie von der wirklichen Forderung muͤſſen mindeſtens zwei Prozent ab⸗ 
eſetzt werden. Der nach Abzug der Paſſiven bleibende Ueberſchuß der Aktiven 
Bilder den Reingewinn der Geſellſchaft. 


§. 26, 


Die Generalverſammlung beſtimmt, wie viel von dem erzielten Reinge⸗ 
winne unter die Aktionaire vertheilt werden ſoll. Von dem Reingewinne follen. 
jedoch mindeſtens zehn Prozent alljaͤhrlich zur Bildung eines Rerſervefonds 
vorab und ſo lange zuruͤckgelegt werden, bis derſelbe die Hoͤhe von mindeſtens 
zehn Prozent des ausgegebenen Aktienkapitals erreicht hat. Sobald das Letztere 
eingetreten iſt, hoͤren die Einzahlungen a Reſervefonds auf; fie treten jedoch 
ſofort wieder ein, wenn derſelbe durch Ausgaben vermindert worden iſt. Ueber 
die nur zur Deckung augenblicklicher Ausgaben oder außergewoͤhnlicher Ver: 
luſte zulaͤſſige Verwendung des Reſervefonds hat der Verwaltungsrath zu 
verfuͤgen. 


§. 27. 
Die Dividenden werden jaͤhrlich am zweiten Januar gegen Einlieferung 


der ausgegebenen Dividendenſcheine ausgezahlt. Der Verwaltungsrath macht die 
Ar. 5077.) 41 * Haͤu⸗ 
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Haͤuſer, bei welchen die Dividenden in Empfang zu nehmen find, durch die 
Geſellſchaftsblaͤtter bekannt. a 


§. 28. 


Die Dividenden verjähren zu Gunſten der Geſellſchaft nach Ablauf von 
fünf Jahren, von dem Tage an gerechnet, an welchem dieſelben zahlbar ge- 
ſtellt ſind. Dieſe Beſtimmung iſt auf der Ruͤckſeite der Dividendenſcheine woͤrt— 
lich abzudrucken. 


Titel VI. 
Auflöfung der Geſellſchaft. 
$. 29. | 


Von ſaͤmmtlichen Mitgliedern des Verwaltungsrathes, oder von Ak⸗ 
tionairen, welche zuſammen ein Drittheil des Geſellſchaftskapitals beſitzen, kann 
der Antrag auf Aufloſung der Geſellſchaft geſtellt werden; dieſe Auflöfung kann 
jedoch nur in einer beſonders dazu einberufenen Generalverſammlung, in wel⸗ 
cher jeder Aktionair ſtimmberechtigt und zur Abgabe von ſo viel Stimmen, als 
er Aktien beſitzt, befugt iſt, beſchloſſen werden, wenn drei Viertheile der in der 
Verſammlung vertretenen Aktien für die Auflöfung ſtimmen. Auf Beides 
muß jedoch in der Einladung zu dieſer Verſammlung ausdruͤcklich aufmerkſam 
gemacht werden. ; 

Der Beſchluß über die Auflöfung der Geſellſchaft bedarf der Iandesberr- 
lichen Genehmigung. Die Generalverſammlung ernennt fuͤr den Fall der Auf: 
loͤſung der Geſellſchaft die Liquidatoren und beſtimmt den Modus der Liquida⸗ 
tion. Außerdem tritt eine Auflöfung der Geſellſchaft in den nach dem Geſetze 
vom 9. November 1843. beſtimmten Fällen ein, und wird nach den Beſtim⸗ 
mungen dieſes Geſetzes bewirkt. 


Titel VII. 
Schlichtung von Streitigkeiten und Abaͤnderung des Statuts. 


$. 30. 


Streitigkeiten zwiſchen der Geſellſchaft und den Aktionairen duͤrfen, mit 
Ausnahme des im $. 7. erwähnten Falles, nur durch Schiedsmaͤnner entſchieden 
werden, von denen jeder Theil Einen waͤhlt. Ein Obmann tritt nur dann 
hinzu, wenn die beiden Schiedsrichter ſich innerhalb acht Tagen nicht einigen 
koͤnnen. In dieſem Falle ernennt das Koͤnigliche Oberbergamt in Dortmund 
den Obmann. Verzoͤgert einer der fireitenden Theile auf die ihm durch einen 
Notar oder gerichtlich inſinuirte Aufforderung des Gegners die Ernennung des 

Schieds⸗ 
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Schiedsrichters laͤnger als acht Tage, ſo muß er ſich gefallen laſſen, daß der 
andere Theil auch den zweiten Schiedsrichter ernennt. N 

Die Aktionaire ſind, wie groß auch ihre Anzahl bei einer Streitſache ſein 
möge, wenn fie ein und daſſelbe Intereſſe haben, verbunden, einen einzigen ge⸗ 
meinſchaftlichen Bevollmächtigten im Bezirke des Königlichen Kreisgerichts zu 
Bochum zu bezeichnen, welchem alle prozeſſualiſchen Verordnungen und Ver⸗ 
handlungen in einer einzigen Ausfertigung oder Abſchrift mitgetheilt werden 
koͤnnen. Beſtellen fie einen Bevollmächtigten nicht, fo iſt die Geſellſchaft, ſowie 
das Schiedsgericht befugt, ihnen alle Mittheilungen und Inſinuationen in Ge⸗ 
maͤßheit der SS. 20. und 21. Titel 7. Theil I. der Allgemeinen Gerichtsord⸗ 
nung in einer einzigen Abſchrift auf dem Prozeßbuͤreau des Königlichen Kreis⸗ 
gerichts zu Bochum zuftellen zu laſſen. ' 

Gegen den fhiedsrichterlihen Spruch findet außer in den Fällen der 
Nichtigkeit nach $. 172. Titel 2. Theil I. der Allgemeinen Gerichtsorbnung 
kein Rechtsmittel ſtatt. Fuͤr das Verfahren der Schiedsrichter ſind die Be⸗ 
ſtimmungen der $$. 167. ff. Tit. 2. Theil I. der Allgemeinen Gerichtsordnung 
maaßgebend. 


$. 31. 


i Abaͤnderungen der Statuten koͤnnen in einer Generalverſammlung mit 
einer Mehrheit von zwei Drittheilen der vertretenen Aktien beſchloſſen werden, 
wenn ihr allgemeiner Inhalt in der Einberufung zur Generalverſammlung aus⸗ 
gedruͤckt war. ! 

Alle Abänderungen der Statuten beduͤrfen der landesherrlichen Ge— 
nehmigung. 


Titel VIII. 
Verhaͤltniß der Geſellſchaft zum Staate. 


H. 32. 


Die Königliche Regierung iſt befugt, einen Kommiſſar zur Wahrnehmung 
des Aufſichtsrechtes für beftändig oder für einzelne Falle zu beſtellen. Dieſer 
Kommiſſar iſt befugt, den Verwaltungsrath, die Generalverſammlungen, oder 
ſonſtige Organe der Geſellſchaft gültig zuſammen zu berufen, allen Berathungen 
beizuwohnen, die Bücher, Regiſter, Rechnungen und Kaſſen der Geſellſchaft 
e und von den Schriftſtuͤcken und allen gewerblichen Anlagen Kenntniß 
zu nehmen. 


$. 33. 


Die Geſellſchaft hat, mit Ruͤckſicht auf die von ihr betriebenen Berg⸗ 
bau⸗ und anderen gewerblichen Unternehmungen, für die kirchlichen und Schul⸗ 
Beduͤrfniſſe der von ihr beſchaͤftigten Arbeiter zu ſorgen, inſoweit die Verpflich⸗ 

(Nr. 5077.) tung 
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tung dazu nach den geſetzlichen Beſtimmungen nicht Gemeinden oder anderen 
korporativen Verbaͤnden obliegt, oder dieſe dazu nicht im Stande ſind, auch zu 
den Koſten der Polizei- und Gemeinde-Verwaltung in angemeſſenem Berhält 
niſſe beizutragen, und kann, ſofern dieſelbe ſich dieſer Verpflichtung entziehen 
follte, angehalten werden, für die gedachten Zwecke, ſowie nöthigenfalls zur 
Gründung und Unterhaltung neuer Kirchen- und Schul-Syſteme diejenigen 
Beitraͤge zu leiſten, welche von der Staatsregierung nach ſchließlicher Beſtim⸗ 
mung der betreffenden Reſſortminiſter und des Minifters fir Handel, Gewerbe 
und öffentliche Arbeiten für nothwendig erachtet werden. 


Titel IX. 
Tranſitoriſche Beſtimmungen. 
| F. 34. 


Bis zur erſten ordentlichen Generalverſammlung nach erlangter Konzef- 

ſion einſchließlich bilden die Herren: 

a) Rechtsanwalt Schultz in Bochum, 

b) Kreisrichter v. Forcade de Biaix in Bochum, 

c) Rentier v. Berswordt⸗Wallrabe in Bochum, 

d) Rentier Bourzutſchky in Potsdam, 

e) Kaufmann Philipp Wuͤrzburger in Bochum, 

) Kaufmann Friedrich Braſelmann jun. in Schwelm, 

8) Gutsbeſitzer Konrad v. Romberg auf Haus Bladenhorſt, 


den proviſoriſchen Verwaltungsrath, und von dieſen fungiren: 


a) Herr Rechtsanwalt Schultz als Praͤſident, 
b) Herr Kreisrichter v. Forcade de Biaix als Vieepraͤſident. 


In der erſten ordentlichen Generalverſammlung nach erlangter Konzeſſion 
wird der neue Verwaltungsrath definitiv konſtituirt. 


$. 35. 


Der proviſoriſche Verwaltungsrath darf Eigenthumshandlungen Na: 
mens der Geſellſchaft nur mit Genehmigung der Generalverſammlung ausuͤben, 
inſofern derſelbe nicht durch einen beſonderen Beſchluß der Generalverſamm⸗ 
lung in die vollen, nach F. 16. dem Verwaltungsrathe zuſtehenden Befugniſſe 
eingewieſen wird. 

Er ergänzt ſich vorkommenden Falls nach den Beſtimmungen des F. 12. 


Formular A. 


Steinkohlen-Bergbau-Aktien⸗Geſellſchaft Vollmond zu Bochum, 
gegruͤndet durch notariellen Vertrag vom 2. Auguſt 1856., beſtaͤtigt durch Allerhoͤchſte Kabi— 


Rnetsorder vonn 
Af! 
uͤber 


Zweihundert Thaler Preußiſch Kurant. 


Die Zahlung iſt mit zweihundert Thalern geleiſtet. Der Inhaber hat 
alle ſtatutenmaͤßigen Rechte und 4 


denn 1 
Der Verwaltungsrath der Steinkohlenbergbau-Aktiengeſellſchaft 
5 Vollmond. 
(Drei Unterſchriften.) 
Eingetragen Folio ..... des Aktienregiſters. (Unterſchrift des Kaſſirers.) 


Formular E. 
Steinkohlen-Bergbau-Aktien⸗Geſellſchaft Vollmond zu Bochum. 


* Dividendenſchein 


zur 


Aktie 1 


Inhaber empfängt am 2. Januar 18.. gegen dieſen Schein an den 
ſtatutenmaͤßig bezeichneten Zahlſtellen die nach H. 26. des Statuts ermittelte 
Dividende für das Betriebsjahr 188. 

Bochum, den ten 18. 


Der Verwaltungsrath der Steinkohlenbergbau⸗Aktiengeſellſchaft 
Vollmond. 


(Drei Unterſchriften.) 
f g (Auf der Rückſeite.) 
Die Dividendenſcheine verjähren zu Gunſten der Geſellſchaft nach Ablauf von fuͤnf 


Jahren, von dem Tage an gerechnet, an welchem dieſelben zahlbar geſtellt find (F. 28. der 
Statuten.) 


(Nr. 507.) For⸗ 
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Formular C. g 
Steinkohlen-Bergbau-Aktien-Seſellſchaft Vollmond zu Bochum. 


Anweiſung 


zum 
Empfange der .... Serie der Dividendenſcheine zur Aktie ... 
Inhaber empfaͤngt am . ... gegen dieſe Anweiſung, 
gemäß H. 26. des Statuts, an den ſtatutenmaͤßig bekannt gemachten Stellen 
die Serie der Dividendenſcheine zur vorbezeichneten Aktie. 
Bochum, den ten ... 18 
Der Verwaltungsrath der Wolmbotlenbergbau⸗Aktiengeſelſchaft 
oumond. b 


(Drei Unterſchriften.) 


Redigirt im Büreau des Staats-Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofhuchdruckerei 
(R. Decker), N 


